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Mehrwertsteuerbefreiung und Zollpflichten: Neues Urteil zum Reimport von Waren

Im System der EU spielt die Mehrwertsteuerbefreiung bei der Wiedereinfuhr von Waren eine zent-
rale Rolle, insbesondere um Unternehmen bei grenzüberschreitenden Transaktionen zu entlasten. 
Eine wichtige Frage dabei ist, ob formale Fehler bei der Wiedereinfuhr - wie etwa das Versäumnis, 
Waren zollrechtlich anzumelden - automatisch zum Verlust der Mehrwertsteuerbefreiung führen. 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einem aktuellen Urteil hierzu Klarheit geschaffen.
Der Fall betraf eine schwedische Unternehmerin, die zwei Turnierpferde zwecks Teilnahme an 
Turnieren vorübergehend nach Norwegen, also in ein Drittland, verbracht hatte. Nach den Turnieren 
brachte sie die Pferde zurück in die EU, ohne diese ordnungsgemäß bei den Zollbehörden anzumel-
den oder sie zollrechtlich freizustellen.
Obwohl keine Einfuhrzölle erhoben wurden, forderte die schwedische Zollverwaltung Mehrwert-
steuer, was zu einem Rechtsstreit bis vor das Oberste Verwaltungsgericht Schwedens führte. Dieses 
bat den EuGH um Auslegung. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage, ob sowohl die materiellen als 
auch die formalen Voraussetzungen (also die Einhaltung aller zollrechtlichen Pflichten) erfüllt sein 
müssen, damit eine Mehrwertsteuerbefreiung bei der Wiedereinfuhr möglich ist, wenn eine Zoll-
schuld wegen Nichterfüllung formaler Verpflichtungen entstanden ist.
Der EuGH entschied, dass formale Verfahrensfehler wie die fehlende Zollanmeldung oder Gestel-
lung der Waren (hierzu zählen lebende Tiere juristisch) nicht automatisch zum Verlust der Mehr-
wertsteuerbefreiung führen, sofern die materiellen Voraussetzungen erfüllt sind und kein 
Täuschungsversuch vorliegt. Entscheidend ist, ob die Waren tatsächlich in unverändertem Zustand 
wiedereingeführt wurden und ob die Steuerpflichtige in gutem Glauben gehandelt hat.
Dieses Urteil steht im Einklang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und der Berücksichti-
gung des guten Glaubens, wie es auch der Zollkodex fordert. Demnach muss die Behörde beweisen, 
dass ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten vorliegt. Die Beweislast liegt somit bei der 
Verwaltung.

Hinweis: Das Urteil entlastet Unternehmen, indem es klarstellt, dass nicht jeder formale Fehler auto-
matisch zu einer Mehrwertsteuerpflicht führt. Entscheidend ist, dass die Waren ordnungsgemäß 
ausgeführt und unverändert wiedereingeführt wurden. Gleichzeitig bedarf es einer sorgfältigen 
Dokumentation. Steuerliche Risiken sind im wirtschaftlichen Kontext zu bewerten und dürfen nicht 
ausschließlich an formalen Kriterien festgemacht werden. Sanktionen setzen Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit voraus. Das Urteil schützt vor übermäßiger Besteuerung und fordert eine faire 
Anwendung des Steuerrechts.
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Europäische Rechtsprechung zu Subventionen: Verlustzuschüsse im Nahverkehr bleiben steuer-
frei

Welche Zahlungen im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) sind umsatzsteuerpflichtig? Der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) hat nun klargestellt: Erhalten Verkehrsunternehmen von Städten 
oder Gemeinden pauschale Ausgleichszahlungen, die ausschließlich zur Deckung finanzieller Defizi-
te bestimmt sind und keinen unmittelbaren Einfluss auf die Preisgestaltung haben, so unterliegen 
diese Beträge nicht der Umsatzsteuer.
Dem Urteil lag der Fall eines polnischen Personenbeförderungsunternehmens zugrunde, das auf 
Basis eines Vertrags mit einer Gebietskörperschaft öffentliche Personenverkehrsdienste erbringen 
sollte. Die Ticketpreise wurden von der Gebietskörperschaft festgelegt und lagen unter den tatsäch-
lichen Betriebskosten. Um die daraus resultierenden Verluste zu decken, erhielt das Unternehmen 
eine pauschale Ausgleichszahlung. Es beantragte einen Steuervorbescheid, um klären zu lassen, ob 
diese Zahlung der Umsatzsteuer unterliegt. Die polnische Finanzverwaltung wertete die Zahlung als 
umsatzsteuerpflichtige Gegenleistung, woraufhin das nationale Gericht den EuGH um Klärung bat.
Der EuGH stellte klar, dass nach der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie nur Zuschüsse steuerpflich-
tig sind, die sich unmittelbar auf den Preis einer konkreten Dienstleistung auswirken. Pauschale 
Verlustausgleichszahlungen fielen nicht darunter, da sie weder an bestimmte Dienstleistungen noch 
an Ticketpreise gebunden seien, sondern allgemeine Verluste ausgleichen sollten. Da die Zahlungen 
im Urteilsfall unabhängig von der Identität und der Zahl der Fahrgäste erfolgten, stellten sie kein 
umsatzsteuerpflichtiges Entgelt dar.
Die Generalanwältin hatte in ihren Schlussanträgen bereits hervorgehoben, dass Zuschüsse nur 
dann der Umsatzsteuer unterliegen, wenn ein direkter Zusammenhang mit der Preisgestaltung 
besteht. Ein lediglich mittelbarer Einfluss auf die Ticketpreise genügt demnach nicht. Zudem wies sie 
darauf hin, dass nicht jede Zahlung der öffentlichen Hand automatisch als mehrwertsteuerpflichtig 
anzusehen ist, insbesondere wenn sie im allgemeinen öffentlichen Interesse erfolgt.

Hinweis: Das Urteil bestätigt die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs aus dem Jahr 2024. 
Zuschüsse im ÖPNV sind umsatzsteuerfrei, wenn sie nur Defizite ausgleichen und nicht auf eine 
Gegenleistung abzielen. Für Verkehrsunternehmen und Kommunen schafft das Klarheit: Pauschale 
Ausgleichszahlungen bleiben steuerfrei, das Recht auf Vorsteuerabzug bleibt bestehen und 
Zuschüsse sind nicht umsatzsteuerlich zu kürzen.
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Umsatzsteuer und Tooling im EU-Recht: Steuerfragen rund ums Spezialwerkzeug auf dem Prüf-
stand

Wie ist umsatzsteuerlich zu verfahren, wenn Spezialwerkzeuge verkauft werden, jedoch physisch 
beim Hersteller verbleiben? Diese Frage beschäftigt derzeit den Europäischen Gerichtshof im Kon-
text sogenannter Tooling-Konstellationen. Dabei geht es um die Lieferung von Formen, Modellen 
oder Spezialwerkzeugen, die im Eigentum des Auftraggebers verbleiben und beim Hersteller zur 
Fertigung von Bauteilen eingesetzt werden.
Ausgangspunkt des Verfahrens ist ein Fall, in dem eine Gesellschaft (A) innerhalb der EU Werkzeuge 
an eine verbundene Gesellschaft (B) in einem anderen Mitgliedstaat verkaufte, diese Werkzeuge 
aber beim Hersteller (C) in einem dritten Mitgliedstaat verblieben. Die dortige Steuerbehörde 
verweigerte B die Erstattung der Mehrwertsteuer mit der Begründung, die Lieferung der Werkzeuge 
und die der Bauteile stellten eine wirtschaftlich untrennbare Lieferung dar und seien ergo keine 
eigenständigen steuerpflichtigen Leistungen.
In ihrem Schlussantrag stellte die Generalanwältin klar, dass für eine steuerfreie innergemeinschaft-
liche Lieferung nach Unionsrecht grundsätzlich ein tatsächlicher grenzüberschreitender Transport 
des Gegenstands erforderlich sei. Da das Werkzeug im Land des Herstellers verblieben sei, könne es 
sich hierbei nicht um eine steuerfreie Lieferung handeln. Maßgeblich sei nicht der physische 
Verbleib, sondern wer die Verfügungsmacht ausübe und die wirtschaftlichen Risiken trage. Entschei-
dend sei, dass der Auftraggeber Eigentümer bleibe und der Hersteller nicht frei über die Werkzeuge 
verfügen könne.
Zudem widerspricht die Generalanwältin der Auffassung, die Lieferung der Werkzeuge sei automa-
tisch eine Nebenleistung zur Lieferung der Bauteile. Bei verschiedenen Beteiligten und eigenständi-
gen wirtschaftlichen Vorgängen seien die Lieferungen getrennt zu behandeln, sofern kein enger 
wirtschaftlicher Zusammenhang im Sinne einer unselbständigen Nebenleistung oder einer einheitli-
chen komplexen Leistung bestehe. Das vorlegende Gericht prüfe außerdem, ob die Aufspaltung der 
Lieferungen steuerlich missbräuchlich sei. Die Generalanwältin betont jedoch, dass das Verbleiben 
der Werkzeuge beim Hersteller einen legitimen Zweck erfülle und keine steuerlichen Nachteile 
erzeugen dürfe, sofern die Regelung nicht missbräuchlich angewendet werde.

Hinweis: Das noch ausstehende Urteil dürfte insbesondere für Branchen mit häufigem Tooling-Ein-
satz - wie etwa in der Automobilzuliefererindustrie - wegweisend sein. Es wird erwartet, dass die 
Abgrenzung zwischen steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferungen und steuerpflichtigen 
Werkzeuglieferungen künftig klarer definiert wird. Maßgeblich werden vor allem der Übergang der 
Verfügungsmacht und ein tatsächlicher grenzüberschreitender Transport sein.
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Ärztlicher Notfalldienst: Auch die vertretungsweise Übernahme ist umsatzsteuerfrei

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschieden, dass der ärztliche Notfalldienst (z.B. an Wo-
chenenden) auch dann von der Umsatzsteuer befreit ist, wenn ein Arzt ihn vertretungsweise für 
einen anderen Arzt (gegen Entgelt) übernimmt. Der Kläger war selbständiger Arzt, der mit der 
zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung Westfalen-Lippe eine Vereinbarung über die freiwillige 
Teilnahme am ärztlichen Notfalldienst abgeschlossen hatte. Er hatte in den Jahren 2012 bis 2016 für 
andere, an sich zum Notfalldienst eingeteilte Ärzte als Vertreter deren Sitz- und Fahrdienste in eige-
ner Verantwortung übernommen.
Gegenüber den vertretenen Ärzten rechnete der Kläger hierfür einen Stundenlohn zwischen
20,00 EUR und 40,00 EUR ab. Die erbrachten Notfalldienste hielt der Kläger für umsatzsteuerfrei. 
Das Finanzamt und das Finanzgericht teilten diese Einschätzung nicht. Sie waren der Ansicht, dass 
der Kläger gegenüber dem Arzt, dessen Notfalldienst er übernommen hat, eine sonstige Leistung 
gegen Entgelt erbracht habe, die kein therapeutisches Ziel verfolgte. Die Vertretung des Arztes beim 
Notfalldienst wurde daher als umsatzsteuerpflichtig eingestuft.
Der BFH gewährte dem Mediziner hingegen die Umsatzsteuerbefreiung und erklärte, dass auch die 
vertretungsweise Übernahme ärztlicher Notfalldienste gegen Entgelt durch einen anderen Arzt als 
umsatzsteuerfreie Heilbehandlung einzustufen sei. Zwar trifft es zu, dass sich die vertretenen Ärzte 
durch die Vertretung beim Notfalldienst quasi Freizeit erkauft hatten. Maßgeblich war aber, dass der 
Kläger die zum Notfalldienst eingeteilten Ärzte nur dadurch von der Übernahme des Diensts hatte 
freistellen können, dass er selbst den ärztlichen Notfalldienst erbracht hat.
Der ärztliche Notfalldienst ist eine ärztliche Heilbehandlung; er dient dazu, in Notfällen ärztliche 
Leistungen in denjenigen Zeiten zu erbringen, in denen die reguläre haus- oder fachärztliche Versor-
gung nicht stattfindet. Der Dienst gewährleistet damit die ärztliche Versorgung von Notfallpatienten 
im jeweiligen Einsatzgebiet, was eine umsatzsteuerfreie Tätigkeit ist. Auf den Umfang der tatsächli-
chen Inanspruchnahme des Notfalldiensts durch die Patienten kommt es nach Gerichtsmeinung 
nicht an.

Hinweis: Der BFH überträgt damit seine 2018 ergangene Rechtsprechung zu Bereitschaftsdiensten 
bei Großveranstaltungen auf den Sitz- und Fahrdienst und stellt auch insoweit die Leistungserbrin-
gung durch einen fachlich qualifizierten Subunternehmer des Arztes der Leistungserbringung durch 
den Arzt selbst gleich. Die tätigkeitsbezogene Betrachtungsweise des BFH gewährleistet die mög-
lichst gleichmäßige Umsatzbesteuerung ärztlicher Notfalldienste in ganz Deutschland. Auf die 
erheblichen regionalen Unterschiede in der Organisation der Vertretung bei Notfalldiensten durch 
die jeweils zuständige Kassenärztliche Vereinigung kommt es damit nicht mehr an.
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Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH: Steuerrechtliche Gemeinnützigkeit von Servicekör-
perschaften auf dem Prüfstand

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) mehrere Fragen 
zur Vereinbarkeit der steuerrechtlichen Gemeinnützigkeit mit dem unionsrechtlichen Beihilfeverbot 
vorgelegt. Zu klären ist, ob der Erweiterung der Steuerbegünstigung für Zweckbetriebe auf sog. 
Servicekörperschaften (Gesellschaften, die Dienstleistungen gegen Vergütung in Kooperation mit 
einer als gemeinnützig anerkannten Körperschaft erbringen) der Charakter einer Beihilfe zukommt. 
Des Weiteren soll der EuGH entscheiden, ob eine nicht dem beihilferechtlichen Durchführungsver-
bot unterfallende Altbeihilfe vorliegt.
Die für die Steuerbegünstigung bei Gemeinnützigkeit erforderliche unmittelbare Verfolgung steuer-
begünstigter satzungsmäßiger Zwecke setzt grundsätzlich voraus, dass die begünstigte Körperschaft 
diese Zwecke selbst verwirklicht. Aufgrund einer durch das Jahressteuergesetz 2020 neu geschaffe-
nen Regelung in der Abgabenordnung kann dieses Erfordernis nunmehr unter erleichterten Bedin-
gungen erfüllt werden.
Lagert bspw. ein Krankenhaus eine bislang im steuerbegünstigten Zweckbetrieb Krankenhaus 
geführte Wäscherei auf eine eigenständige GmbH aus, soll es durch die Neuregelung ermöglicht 
werden, nunmehr auch die Wäscherei-GmbH als steuerbegünstigte Körperschaft anzusehen, wenn 
ein planmäßiges Zusammenwirken mit dem Krankenhaus vorliegt. Hierdurch kommt es zu einer 
steuerrechtlichen Bevorzugung dieser GmbH gegenüber anderen Wettbewerbern. Der konkrete 
Streitfall unterstreicht dies: Vorliegend hatte die Klägerin beabsichtigt, als Servicekörperschaft 
Dienstleistungen im Bereich der Finanzbuchhaltung und des Rechnungswesens für eine gemeinnüt-
zige Stiftung zu erbringen.
Sofern im Rahmen des streitigen Feststellungsverfahrens aufgrund der Neuregelung von einer 
unmittelbaren steuerbegünstigten Zweckverfolgung ausgegangen würde, könnte die Klägerin z.B. 
ihre Leistungen an die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Stiftung zum ermäßigten Umsatzsteu-
ersatz erbringen, während Wettbewerber dieselben Leistungen nur zum Regelsteuersatz erbringen 
können.
Die Neuregelung kann also zulasten anderer Anbieter als wettbewerbsrelevant angesehen werden. 
Daher hat der EuGH nunmehr zu entscheiden, ob eine beihilferelevante Unternehmensbegünsti-
gung vorliegt. Zu klären sein wird insbesondere, ob die zulasten der steuerbegünstigten Körper-
schaften bestehenden Beschränkungen - wie etwa in Bezug auf die Mittelverwendung - der Annah-
me einer Beihilfe entgegenstehen können.
Sollte der EuGH entscheiden, dass eine neue wettbewerbsverzerrende Beihilfe vorliegt, dürfte die
neu geschaffene Vorschrift nicht mehr angewendet werden. Servicekörperschaften wäre dann der 
Status der steuerbegünstigten Gemeinnützigkeit zu versagen.
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Leasingrecht: Keine Umsatzsteuer auf Schadenersatz nach Kündigung

Wie wirkt sich die außerordentliche Kündigung eines Leasingvertrags auf Schadenersatzforderun-
gen aus? Das Oberlandesgericht Stuttgart (OLG) hat hierzu Wichtiges klargestellt. Im zugrundelie-
genden Fall ging es um einen Leasingvertrag über eine landwirtschaftliche Maschine, ein sogenann-
tes Maisgebiss, mit einer Laufzeit von 60 Monaten und einer monatlichen Leasingrate von 2.496,62 
EUR brutto. Die Leasinggesellschaft kündigte den Vertrag Ende Januar 2024 wegen Zahlungsver-
zugs des Leasingnehmers und forderte Schadenersatz für ausstehende Raten sowie den vertraglich 
vereinbarten Restwert.
Das Landgericht Ellwangen hatte zunächst der Leasinggeberin recht gegeben und dem Leasingneh-
mer die Zahlung der vollen Forderung einschließlich Umsatzsteuer auferlegt. Außerdem hatte es 
festgestellt, dass die Ansprüche aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung des 
Leasingnehmers, konkret Betrug, resultierten. Der Leasingnehmer legte dagegen Berufung ein und 
wandte sich insbesondere gegen die Umsatzsteuerpflicht der Schadenersatzforderung sowie gegen 
die Wirksamkeit der Kündigung und die Betrugsfeststellung.
Das OLG hob die Umsatzsteuerpflicht auf die Schadenersatzzahlungen auf und reduzierte die 
Forderung um rund 24.900 EUR, da Schadenersatz nach Kündigung des Leasingvertrags umsatz-
steuerfrei ist, weil kein tatsächlicher Leistungsaustausch vorliegt. Die Haftung des Leasingnehmers 
wegen vorsätzlich begangener unerlaubter Handlung wurde rechtskräftig, da seine diesbezügliche 
Berufung unzureichend begründet war. Neue Einwände, wie die Zahlung aller Raten, wurden in der 
Berufung nicht berücksichtigt, da sie nicht zulässig vorgebracht wurden. Der Leasingnehmer trägt 
damit auch die Hauptprozesskosten. Eine Revision wurde nicht zugelassen.

Hinweis: Das Urteil verdeutlicht zwei wesentliche Aspekte: Zum einen, dass die Schadenersatzfor-
derung nach außerordentlicher Kündigung ohne Umsatzsteuer berechnet wird, was die finanzielle 
Belastung für den Leasingnehmer verringert. Zum anderen unterstreicht es die große Bedeutung 
einer sorgfältigen und vollständigen Begründung von Berufungen, da eine unzureichende Auseinan-
dersetzung mit einzelnen Urteilsbestandteilen dazu führt, dass diese rechtskräftig bleiben, selbst 
wenn gegen sie Berufung eingelegt wurde. Insbesondere im Bereich des Leasingrechts und bei kom-
plexen Streitigkeiten um Schadenersatz und unerlaubte Handlungen ist daher eine qualifizierte 
rechtliche Beratung unerlässlich.
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Umsetzung der Gesetzgebung: Wichtige umsatzsteuerliche Neuerungen

Das Bundesfinanzministerium hat in einem Schreiben vom 08.07.2025 die umsatzsteuerlichen 
Anpassungen durch das Wachstumschancengesetz, das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz (BEG 
IV) und das Jahressteuergesetz 2024 (JStG 2024) erläutert und den Umsatzsteuer-Anwendungser-
lass (UStAE) entsprechend aktualisiert.
Durch das Wachstumschancengesetz wurde der Schwellenwert, ab dem Unternehmer zur Abgabe
von Umsatzsteuer-Voranmeldungen verpflichtet sind, von bisher 1.000 EUR auf 2.000 EUR ange-
hoben. Zudem wurde mit dem BEG IV der Schwellenwert für die monatliche Abgabe von Umsatz-
steuer-Voranmeldungen von 7.500 EUR auf 9.000 EUR erhöht. Gleichzeitig wurde der Grenzbetrag 
in § 25a Umsatzsteuergesetz von 500 EUR auf 750 EUR hochgesetzt. Diese Erhöhungen sollen vor 
allem zur Entlastung der Unternehmen beitragen und bürokratische Hürden abbauen.
Die Aufbewahrungsfrist für Rechnungen wurde von zehn auf acht Jahre verkürzt und gilt für alle 
Rechnungen, deren zehnjährige Aufbewahrungsfrist am 31.12.2024 noch nicht abgelaufen ist. 
Somit müssen vor dem 01.01.2017 ausgestellte Rechnungen nicht mehr aufbewahrt werden. Bei 
Kreditinstituten, Versicherungen und Wertpapierunternehmen gilt dies jedoch erst für Rechnungen, 
deren Aufbewahrungsfrist am 01.01.2026 noch nicht abgelaufen ist. Ausnahmen bestehen für 
steuerlich relevante Rechnungen - auch solche, die für Vorsteuerberichtigungen im Immobilienbe-
reich relevant sind -, deren Aufbewahrungspflicht bis zum Ende der Festsetzungsfrist gilt.
Andere umsatzsteuerliche Aufzeichnungen sind weiterhin zehn Jahre aufzubewahren. Die Verwal-
tungspraxis bei Ordnungswidrigkeiten hinsichtlich der Aufbewahrungsdauer wurde ebenfalls ange-
passt.
Das JStG 2024 ändert die Regeln zum Steuerausweis in Gutschriften: Umsatzsteuer kann jetzt auch 
geschuldet werden, wenn der Steuerausweis in Gutschriften an Nichtunternehmer oder an Unter-
nehmer erfolgt, die die Leistung nicht erbracht haben, sofern nicht unverzüglich widersprochen 
wird. Bisher galten solche Gutschriften nicht als Rechnung.

Hinweis: Die Änderungen entlasten Unternehmen durch höhere Schwellenwerte und kürzere Auf-
bewahrungsfristen, verschärfen aber zugleich den Missbrauchschutz beim Steuerausweis in Gut-
schriften. Die Finanzverwaltung hat diese Neuerungen im UStAE umgesetzt.
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Voraussetzungen konkretisiert: Umsatzsteuerbefreiung bei Ausfuhrlieferungen

Wie können Unternehmen sicherstellen, dass ihre Ware tatsächlich steuerfrei ins Ausland gelangt? 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben vom 01.07.2025 die Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung bei Ausfuhrlieferungen weiter konkretisiert. Hintergrund der neuen Regelungen 
ist die Umsetzung europäischer Vorgaben, bei denen sowohl der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
als auch die wirksame Bekämpfung von Steuerhinterziehung, Steuerumgehung und Missbrauch im 
Fokus stehen.
Für die Steuerbefreiung bleibt der ordnungsgemäße Nachweis der Ausfuhr entscheidend. In der 
Regel erfolgt dieser über den Ausgangsvermerk der Zollstelle, wenn eine elektronische Ausfuhran-
meldung über das ATLAS-System abgegeben wurde. Ist ein solcher Ausgangsvermerk nicht vorhan-
den, kann der Unternehmer auch durch andere geeignete Belege oder Ersatzbelege die Ausfuhr 
nachweisen. Wichtig ist dabei, dass eindeutig belegt wird, dass der Gegenstand das Inland tatsäch-
lich verlassen hat.
Das BMF stellt zudem klar, dass formelle Mängel beim Nachweis nicht automatisch zur Versagung 
der Steuerbefreiung führen. Entscheidend ist vielmehr, ob sich die tatsächliche Ausfuhr eindeutig 
und zweifelsfrei feststellen lässt und ob der Unternehmer redlich gehandelt hat. In Fällen, in denen 
eine Bestätigung durch die Zollstelle nicht möglich ist - etwa bei Ausfuhren über das Auswärtige 
Amt, durch Transportmittel der Bundeswehr oder im Reiseverkehr bei Verkäufen innerhalb von Flug-
hafensicherheits- bzw. -transitbereichen - können auch andere Nachweise akzeptiert werden.
Zu den zulässigen Ersatzbelegen zählen unter anderem Bescheinigungen deutscher Behörden, 
Belege über die Verzollung oder Einfuhrbesteuerung durch außergemeinschaftliche Zollstellen 
sowie spezielle Transportdokumente wie Militärfrachtbriefe. Zahlungsnachweise oder Rechnungen 
reichen hingegen nicht aus. Bei fremdsprachigen Dokumenten ist grundsätzlich eine amtlich aner-
kannte Übersetzung erforderlich, wobei auf diese bei englischsprachigen Belegen aus Drittländern 
im Einzelfall verzichtet werden kann.

Hinweis: Für Umsätze vor dem 01.01.2026 gilt eine Übergangsregelung. Geeignete alternative 
Belege werden akzeptiert, wenn die Erbringung der formellen Nachweise unmöglich oder unzumut-
bar ist. Die neuen Vorgaben sorgen dafür, dass die Steuerbefreiung bei Ausfuhrlieferungen rechtssi-
cher und praxistauglich gewährt wird, Missbrauch jedoch ausgeschlossen bleibt.
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Steuern und Energie: Brennholz-Einstufung von Holzhackschnitzeln

Was genau gilt eigentlich für die umsatzsteuerliche Behandlung von Holzhackschnitzeln? Das Bun-
desfinanzministerium (BMF) hat hierzu klare Regeln geschaffen und die Anwendung des ermäßigten 
Umsatzsteuersatzes auf die Lieferung von Holzhackschnitzeln als Brennholz neu gefasst. Anlass 
waren maßgebliche Urteile des Europäischen Gerichtshofs und des Bundesfinanzhofs aus dem Jahr 
2022. Beide Gerichte entschieden, dass Holzhackschnitzel unter bestimmten Voraussetzungen als 
Brennholz einzustufen sind und somit dem ermäßigten Steuersatz von 7 % unterliegen. Diese 
Rechtsprechung wurde mit dem Jahressteuergesetz 2024 gesetzlich verankert, indem die Anlage 2 
Nr. 48 Buchst. a zum Umsatzsteuergesetz entsprechend angepasst wurde.
Nach den neuen Vorgaben gilt für Holzhackschnitzel der ermäßigte Steuersatz von 7 %, wenn sie in 
die Zolltarifposition 4401 eingereiht werden und nach ihren objektiven Eigenschaften im Zeitpunkt 
der Lieferung ausschließlich zum Verbrennen bestimmt und geeignet sind. Dabei ist es unerheblich, 
ob die Holzhackschnitzel zur Stromerzeugung, Wärmegewinnung oder Beheizung von öffentlichen 
oder privaten Gebäuden verwendet werden. Entscheidend für die steuerliche Einstufung ist sowohl 
die Art der Aufmachung bei der Abgabe oder beim Verkauf, die die Bestimmung als Brennholz 
erkennen lässt, als auch ein vorab festgelegter Feuchtegrad, der die Eignung zur Verbrennung 
sicherstellt.
Ein Feuchtegehalt von unter 25 % (bezogen auf das Trocken- oder Darrgewicht) gilt als sicheres Indiz 
für die Eignung zur thermischen Verwertung. Aber auch bei einem Feuchtegehalt von 25 % und 
mehr kann der ermäßigte Steuersatz zur Anwendung kommen, wenn der Erwerber nachweist, dass 
eine direkte Verbrennung ohne zusätzliche Trocknung möglich ist, etwa weil entsprechende techni-
sche Anlagen vorhanden sind. Eine formlose Bestätigung gegenüber dem Lieferanten ist hierfür 
ausreichend, solange sie plausibel ist.

Hinweis: Für die Besteuerung von Holzhackschnitzeln spielt die Abgabemenge künftig keine Rolle 
mehr. Maßgeblich sind allein die Bestimmung und Eignung der Holzhackschnitzel zum Verbrennen. 
Die neuen Vorgaben gelten für alle nach dem 05.12.2024 ausgeführten Umsätze. Für vor dem 
06.12.2024 ausgeführte Umsätze bleiben die BMF-Schreiben vom 04.04.2023 und 29.09.2023 
weiterhin maßgeblich. Zudem gilt im Zeitraum bis zum 30.09.2025 eine Übergangsfrist, in der es 
nicht beanstandet wird, wenn sich Verkäufer und Käufer einvernehmlich noch auf die alten Regelun-
gen berufen.
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Rücklagen bei Reinvestitionen: Gewinnzuschlag von 6 % ist verfassungsgemäß

Betriebe können Gewinne aus dem Verkauf von Grund und Boden oder Gebäuden auf die Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten neuer Wirtschaftsgüter übertragen, die sie im selben oder vorange-
gangenen Wirtschaftsjahr anschaffen bzw. herstellen. Falls keine solche Übertragung der stillen 
Reserven erfolgt, kann eine gewinnmindernde Rücklage gebildet werden, die dann innerhalb von 
vier Jahren (bei Gebäuden: sechs Jahren) durch Anschaffung oder Herstellung neuer Wirtschaftsgü-
ter aufgelöst werden muss. Betriebe können diese Wirtschaftsgüter also ohne Steuerbelastung 
veräußern und den Veräußerungserlös steuerlich ungeschmälert zur Neuinvestition nutzen.
Hinweis: Voraussetzung für die Übertragung der stillen Reserven und die Rücklagenbildung ist, dass 
die veräußerten Wirtschaftsgüter mindestens sechs Jahre zum Anlagevermögen einer inländischen 
Betriebsstätte gehört haben und die neuen Wirtschaftsgüter ebenfalls zum Anlagevermögen des 
Betriebs zählen.
Erfolgt nach Rücklagenbildung keine fristgerechte Reinvestition, muss bei Auflösung der Rücklage 
ein Gewinnzuschlag von 6 % des aufgelösten Rücklagenbetrags versteuert werden - und zwar für 
jedes Jahr, in dem die Rücklage bestanden hat. Ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb ist gegen 
die Höhe dieses Gewinnzuschlags nun bis vor den Bundesfinanzhof (BFH) gezogen und hat geltend 
gemacht, dass ein Zuschlag von 6 % pro Jahr angesichts eines strukturellen Niedrigzinsniveaus (im 
Streitjahr: 2020/2021) nicht mehr realitätsgerecht sei.
Der BFH urteilte jedoch, dass die Höhe des Gewinnzuschlags sachlich gerechtfertigt und damit 
verfassungsgemäß ist. Der Gesetzgeber macht Betrieben mit den Regelungen zur steuerschonen-
den Übertragung bzw. Rücklagenbildung ein Subventionsangebot, das er durch den Gewinnzu-
schlag schützen darf. Der Zuschlag neutralisiert den Steuerstundungsvorteil, der für Betriebe auch 
bei einer ausbleibenden Reinvestition eintritt. Er verhindert zugleich eine missbräuchliche Inan-
spruchnahme der Rücklage. Der Gesetzgeber ist berechtigt, Mitnahmeeffekte zu reduzieren und die 
Zweckverwirklichung seiner Subventionen sicherzustellen.
Die Höhe des Zuschlags von 6 % darf nach Gerichtsmeinung auch in einer Niedrigzinsphase
bestehen bleiben, denn der Gesetzgeber ist nicht gehalten, den Zuschlag ausschließlich an der Höhe 
des zu erzielenden Stundungsvorteils auszurichten. Der wirtschaftslenkende Zweck der Reinvestiti-
onsbegünstigung gibt dem Gesetzgeber hier Handlungsspielraum; der Gewinnzuschlag muss weder 
fremdkapitalmarktkonform noch realitätsgerecht ausgestaltet sein.
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Pflichten eines Gesellschafters: Haftung für Steuerschulden des Unternehmens

Wussten Sie, dass das Finanzamt Sie auch für die Steuerschulden Ihres Unternehmens in Anspruch 
nehmen kann? Wenn Sie Geschäftsführer eines Unternehmens sind, müssen Sie auch dafür sorgen, 
dass die Steuern rechtzeitig gezahlt werden. Ansonsten hat das Unternehmen Schulden beim 
Finanzamt. Haben Sie die Steuern absichtlich nicht gezahlt, verlangt das Finanzamt diese im Ernstfall 
von Ihnen. Aber ist nur der Geschäftsführer hierfür verantwortlich? Das Finanzgericht Münster (FG) 
musste im Streitfall entscheiden.
Der Kläger (K) ist alleiniger Gesellschafter und Geschäftsführer der B-GmbH. An dieser war bis zum 
30.08.2018 auch C beteiligt und als Prokurist tätig. K gab zuletzt für das Jahr 2016 eine Körper-
schaft- und Umsatzsteuererklärung ab. Ab dem ersten Quartal 2020 gab er auch keine Umsatzsteu-
er-Voranmeldungen mehr ab. Für die Jahre 2016 bis 2018 führte das Finanzamt auf Grundlage der 
Prüfungsanordnung vom 23.04.2020 eine Außenprüfung bei der B-GmbH durch. Am 02.11.2021 
waren die hieraus resultierenden Nachforderungen fällig. Für die Steuerrückstände der B-GmbH 
wurde K in Haftung genommen.
Die Klage vor dem FG war unbegründet. Die Voraussetzungen für den Erlass eines Haftungsbe-
scheids waren grundsätzlich gegeben. Die dem Haftungsbescheid zugrundeliegenden Steuerforde-
rungen wurden vom Insolvenzverwalter zur Tabelle festgestellt und K als gesetzlicher Vertreter der 
B-GmbH hatte ihnen auch nicht widersprochen. Hinsichtlich des Bescheids kann das Gericht ledig-
lich prüfen, ob das Finanzamt einen Ermessensfehler begangen hat. Eine Ermessensentscheidung 
ist nur dann als rechtmäßig anzusehen, wenn das Finanzamt den erheblichen Sachverhalt einwand-
frei und erschöpfend ermittelt hat. Das ist hier der Fall.
K hatte erst im Klageverfahren geltend gemacht, dass C als Prokurist und/oder als faktischer 
Geschäftsführer als weiterer Haftungsschuldner in Betracht gekommen wäre. Da dies dem Finanz-
amt zum Zeitpunkt der Ermessensausübung nicht bekannt war, liegt kein Ermessensfehler durch die 
Nichtinanspruchnahme des C vor.

Breitfeld Nitsche und Partner Steuerberatungsgesellschaft
Neuer Wall 26–28  |  20354 Hamburg  |  Tel. +49 (0)40 36 77 55  |  Fax +49 (0)40 36 72 54

e-mail | mail@bnp-steuerberatung.hamburg  |  web | www.bnp-steuerberatung.hamburg



Komfortzimmer: Gewerbesteuerbefreiung für Wahlleistungen im Krankenhaus

Grundsätzlich unterliegen Körperschaften der Gewerbesteuer. Allerdings hat der Gesetzgeber 
bestimmte Einrichtungen von der Gewerbesteuer befreit. In der Regel werden daher bei den im 
Gesetz genannten Einrichtungen die gesamten Einkünfte nicht der Gewerbesteuer unterworfen. Es 
kann jedoch auch vorkommen, dass nur bestimmte Arten von Einkünften - wie beispielsweise bei 
Krankenhäusern - von der Gewerbesteuer freigestellt sind. Im Streitfall musste das Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg darüber entscheiden, ob für einen Teil der Einkünfte die Steuerbefreiung nicht 
anwendbar ist.
Die Klägerin betrieb ein Krankenhaus. Gegen Aufpreis konnten die Patienten sogenannte Komfort-
zimmer auswählen, die mehr Platz boten und besser ausgestattet waren. Diese Wahlleistungen 
entsprachen der "Gemeinsamen Empfehlung gemäß § 22 Abs. 1 der Bundespflegeverordnung". 
Privatpatienten wurde der Zuschlag für das Komfortzimmer von der privaten Krankenkasse erstat-
tet. Sofern keine Versicherung dafür aufkam, zahlten die Patienten selbst. Nach Ansicht des Finanz-
amts war der Ertrag aus der Vermietung der Komfortzimmer gewerbesteuerpflichtig.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die Vermietung der Komfortzimmer wird von der Gewerbe-
steuerbefreiung umfasst. Denn diese gilt grundsätzlich auch für Krankenhausleistungen, die Wahl-
leistungen sind.
Entscheidend ist, dass das Krankenhaus ein sogenannter Zweckbetrieb im Sinne des Gesetzes ist 
(hierfür müssen bestimmte Bedingungen erfüllt sein). Wie die Wahlleistungen umsatzsteuerlich 
beurteilt werden, ist für die Gewerbesteuer nicht relevant. Ansonsten sind Wahlleistungen typische 
Krankenhausleistungen, wenn sie von privaten Krankenkassen erstattet werden. Die Erträge aus 
den Wahlleistungen sind der Sache nach auch nicht von den übrigen Erträgen der Klägerin für 
Unterkunft und Verpflegung der Patienten trennbar. Daher sind diese insgesamt gewerbesteuerfrei.
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Steuerpolitik für die Gastronomie: Dauerhafte Mehrwertsteuersenkung soll Branche stabilisieren

Wie kann die Gastronomiebranche nach der Pandemie nachhaltig gestärkt werden? Die Bundesre-
gierung plant, die Umsatzsteuer auf Speisen in der Gastronomie dauerhaft auf 7 % zu senken. Zum 
01.01.2026 soll der ermäßigte Steuersatz eingeführt werden, um sowohl die Branche zu unterstüt-
zen als auch Verbraucher finanziell zu entlasten. Die Maßnahme baut auf der zuvor temporären 
Absenkung während der Corona-Pandemie auf, die mehrfach verlängert wurde. Getränke bleiben 
von der Umsatzsteuersenkung ausgenommen und werden weiterhin mit 19 % besteuert.
Laut Bundestagsdrucksache 21/687 bleibt die wirtschaftliche Lage der Gastronomie angespannt. 
Trotz eines Übernachtungsrekords in 2024 im Tourismussektor verzeichnet die Branche inflations-
bereinigt Umsatzrückgänge. Während Großstädte teils das Vor-Corona-Niveau erreichen, verzeich-
nen viele Regionen weiterhin Einbußen. Die Bundesregierung plant keine generelle Umsatzsteuerre-
form, sondern ausschließlich die dauerhafte Senkung des Steuersatzes auf Speisen.
Aus finanzpolitischer Sicht rechnet die Bundesregierung mit Mindereinnahmen von rund
14,5 Mrd. EUR im Zeitraum von 2026 bis 2029. Angesichts der angespannten Haushaltslage ist 
diese Entlastung für die Gastronomiebranche eine bedeutende finanzielle Entscheidung, deren Aus-
wirkungen auch die Haushalte der Länder und Kommunen betreffen werden. Die Bundesregierung 
betont, dass es in der unternehmerischen Verantwortung liegt, ob die Entlastung für niedrigere 
Preise für Gastronomiedienstleistungen, höhere Margen oder Investitionen genutzt wird.

Hinweis: Einen grundlegenden Systemwechsel in der Umsatzbesteuerung strebt die Bundesregie-
rung derzeit nicht an. Die geplante Maßnahme erfordert die Zustimmung des Bundesrats und wird 
im Rahmen der weiteren parlamentarischen Beratungen mit Ländern und Kommunen abgestimmt. 
Insgesamt soll die Maßnahme einen wichtigen Impuls für die wirtschaftliche Erholung und Stabilität 
der Gastronomiebranche setzen.
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